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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 12. März 
2026 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

 

 

Aufgrund der Anwesenheit von Architekt Steinbacher soll der TOP 4 des nichtöffentlichen Teils vorge-

zogen und zwischen den TOP 1 und TOP 2 der öffentlichen Sitzung behandelt werden. 

 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Änderung der Tagesordnung aussprechen 
kann. 
 

Abstimmung:                 8 : 0   
 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Johannes Regner, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Josef Fehrer, FWG  
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/Die Grünen – fehlt   
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1. Neuerrichtung eines Wohn- und Geschäftshauses in der Ortsmitte von Tiefenbach (ehemaliges 
Unholzeranwesen - Nibelungenstraße 4) – Ortsbesichtigung sowie Vorstellung und Vorberatung zur 
Genehmigung der Planungsvarianten für die Außenanlagen (Marienplatz, öffentlichen Flächen, 
Gehwege, Parkplätze und Unholzerweg). 
 
Anmerkung dazu:  
Zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Architekt Karl-Heinz Steinbacher aus Neukirchen vorm Wald 
beigeladen.  
 
Der Vorsitzende stellt dem Plenum die Außenanlagen in den Grundzügen vor. 
Herr Architekt Karl-Heinz Steinbacher erläutert dem Plenum die geplante Neugestaltung des 
Marienplatzes: 
 

I. Außenanlagen 
 

 
 
 Der Unholzerweg soll in der schwarz gedeckten Fläche neu asphaltiert werden, zudem soll der  
      Mischwasserkanal in dem Bereich auf ein Trennsystem (Trennung von Schmutz- und  
      Oberflächenwasser) umgestellt werden. 
 
 Im Norden des Planbereichs wird zwischen Nibelungenstraße und Unholzerweg ein Gehweg  
      erstellt. 
 
  Neuordnung des Marienplatzes und des an die Nibelungenstraße grenzenden Bereichs. 
 



 Die in o.a. Plan grünen Bereiche sind Gemeindeflächen, die mit „GDB“ beschrifteten blauen  
     Flächen und die orangenen Flächen sollen für den öffentlichen Gebrauch zur Verfügung gestellt  
     werden (blau mit „GDB“ beschriftet: Grunddienstbarkeit über 25 Jahre und orange: dauerhafte  
     Grunddienstbarkeit). Diese Flächen können im Rahmen der städtebaulichen Förderung von der  
     Regierung von Niederbayern bezuschusst werden. 
 
 In dem öffentlichen Parkplatz östlich des Plangebiets sollen 2 Ladesäulen mit 4 Ladepunkten für  
     Elektro-Kfz von der Fa. HMP RAT GmbH aus Ruderting errichtet und betrieben werden. Der geplante  
     Standort wird dem Plenum vor Ort gezeigt. 
 
 

II. Marienplatz 
 
Dem Plenum werden drei Planungsvarianten für die Neugestaltung des Marienplatzes vorgestellt. 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Variante 3 mit Verlegung des Brunnens nach Norden. 
 
     Variante 1: 

 
 
 
 



 
 
  Variante 2: 
 

 
 
 
Variante 3: 
 
 

 



 
 
 Der Gehweg direkt vor dem Geschäftsgebäude soll im Norden durch eine zweistufige Rampe  
      erreichbar sein und etwas erhöht zum Marienplatz um das Gebäude führen. 
 
 Zwischen dem Gehweg und dem Marienplatz soll eine bepflanzte Fläche hergestellt werden. 
 
 Der Brunnen soll nach Norden verlegt werden und eine Rückwand aus Granit erhalten.  
 
 Das Buswartehaus  mit einer Länge von 5 m soll im Vergleich zum jetzigen Standort etwas nach  
     Norden versetzt werden. 
 
 Der Bushaltebereich (Einstiegsbereich) soll neu und barrierefrei umgestaltet werden. 
 
 Der Marienplatz soll mit geschnittenem Granit bepflastert und mit mindestens drei Bäumen  
      bepflanzt werden. 
 
 Der Standort der Mariensäule soll erst in der weiteren Planung festgelegt werden.  
 
 Sitzgelegenheiten im Marienplatz sollen ebenfalls erst in der weiteren Planung festgelegt werden. 
 
 Neben dem Buswartehaus soll ein öffentlicher Trinkwasserspender errichtet werden (nicht in der  
     Skizze aufgeführt). Über den Standort und die Form des Spenders soll in einer weiteren Sitzung des  
     Bau- und Umweltausschusses beraten werden. 
 

III. Zeitrahmen 
 
12.03.26 – Vorstellung Kostenschätzung und Planung im Bau- und Umweltausschuss 

18.03.26 – Vorlage des bepreisten Leistungsverzeichnisses (LV) von HMP Immobilien GmbH & Co. KG  

                    (HMP) an die Gemeinde 

19.03.26 – Vorstellung bepreistes LV und Planung im Gemeinderat 

20.03.26 – Versand Ausschreibung durch HMP 

14.04.26 – Submission durch HMP 

17.04.26 – Erhalt geprüfte Angebote und Vergabevorschlag von HMP an Gemeinde Tiefenbach für  

                    das Los 2 

23.04.26 – Auftragsvergabe im Gemeinderat 

 
Beschluss 1: 

 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die vorgestellte Variante 3, mit der Änderung, 
dass die Grünfläche um 1 m in Richtung Westen verbreitert werden soll, aussprechen kann. 
 

Abstimmung:                 7 : 1   
 

Beschluss 2: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für das vorgestellte bräunliche Grantitpflaster 
(„Hauzenberger Granit“) aussprechen kann. 

Abstimmung:                 6 : 2   
 



 
Beschluss 3: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorgestellte Planung der Außenanlagen mit Erneu-
erung des Unholzerwegs in dem gezeigten Bereich und empfiehlt dem Gemeinderat dieser Außen-
planung (Variante 3 mit geänderter Grünfläche) zuzustimmen. 

Abstimmung:                 8 : 0   
 

Beschluss 4: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Variante VIII der vorgestellten Planvarianten zur 
Gestaltung des Buswartehäuschens. Eine detailliertere Planung soll ausgearbeitet werden und im 
Gemeinderat vorgestellt werden. 
 

Abstimmung:                 7 : 1   
 

Beschluss 5: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Errichtung eines öffentlichen Trinkwasserspenders 
auf dem Marienplatz. Es sollen detailliertere Informationen eingeholt und in der kommenden Sit-
zung des Bau- und Umweltausschusses vorgestellt werden.  

 
Abstimmung:                 8 : 0   

 
Beschluss 6: 

 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Errichtung und den Betrieb von 2 Ladesäulen mit 4 
Ladepunkten für Elektro-Kfz von der HM RAT Energie Verwaltungs-GmbH an der vorgestellten Stelle 
in der von Westen her die vier nördlichen Stellplätze in der 3. Reihe auf dem öffentlichen Parkplatz 
am Unholzerweg, östlich des Plangebiets zu errichten und empfiehlt dem Gemeinderat der Errich-
tung zuzustimmen. 

Abstimmung:                 8 : 0   
 

Beschluss 7: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die barrierefreie Umgestaltung des Bushaltestellenbe-
reichs und empfiehlt dem Gemeinderat dieser Umgestaltung zuzustimmen. 

 
Abstimmung:                 8 : 0   

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 19. Februar 2026. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 19. Feb-
ruar 2026. 

Abstimmung:                 8 : 0   
 

 
3. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 19. Februar 2026. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 19. Februar 2026 informiert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
4. Sanierung der Gemeindestraßen 2026 – Beratung über die zu sanierenden Gemeindestraßen 
 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss fasst den Beschluss, dass die in vorstehender Tabelle gelb markier-
ten Straßen saniert werden sollen.  

Abstimmung:    8 : 0     
 

 
 
 



 
5. Bauantrag von Plöchinger Franz auf Erweiterung der bestehenden Prüfhalle auf dem Grundstück 
mit der Flur-Nr. 533, Gemarkung Tiefenbach, Franz-Sibereisen-Straße 1. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Erweiterung der bestehenden Prüfhalle durch Anbau auf der Ostseite (Grundriss 22,80 m x 6,40 m, 
flaches Pultdach mit 3° Neigung und Blecheindeckung) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- Bebauungsplan GE „Hof“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 i. V. m. § 31 Abs. 2 BauGB 
Das Bauvorhaben widerspricht den Festsetzungen des Bebauungsplans „Hof“ hinsichtlich der 
Dachform (geplant flaches Pultdach 3°, zulässig: Sattel- oder Pultdach, 7° - 21°) sowie der 
Überschreitung der Baugrenzen durch die geplanten Stellplätze. Durch den Anschluss des Daches an 
das bestehende Gebäude sowie der erforderlichen Einfahrtshöhe von 4,50 m ist keine höhere 
Dachneigung möglich. 
Die Abweichungen sind städtebaulich vertretbar, die Grundzüge der Planung werden dadurch nicht 
berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher Belange ist nicht erkennbar.  
 
Örtl. Bauvorschriften 
Gemäß Stellplatzsatzung sind für den gesamten Betrieb insgesamt 26 Stellplätze erforderlich, die laut 
Eingabeplan auf dem Baugrundstück nachgewiesen werden können. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße „Franz-Silbereisen-Straße“).  
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: bestehender Anschluss an öffentlichen Regenwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Bauantrag sowie die beantragten Befreiungen 
(Dachform/-neigung, Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 
Die bestehenden öffentlichen Schmutz- und Regenwasserkanäle auf dem Baugrundstück werden 
durch die geplanten Stellplätze (Rasengitter) überbaut. Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich 
der Kanäle (jeweils 1,50 m links und rechts der Kanalachse) keine Bepflanzung zulässig ist. 
 

Abstimmung:    8 : 0  
 

 
6. Bauantrag von Riedl Melanie auf Umbau und Sanierung eines bestehenden Einfamilienhauses zu 
2 Wohneinheiten sowie Anbau mit 1 Wohneinheit auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 330/2, 
Gemarkung Tiefenbach, Aulinger Straße 30. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Anbau einer Wohneinheit (EG+DG, Grundriss 5,75 m x 11,49 m, Wandhöhe 6,45 m, Satteldach 28° 
mit Attika) an das bestehende Einfamilienhaus 
- Umbau des bestehenden Wohnhauses zur Nutzung mit 2 Wohneinheiten; Einbau von zwei 
Zwerchgiebeln im DG 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  



 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Weiherfeld“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen durch den Anbau sowie Stellplätze.  
Die Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplans ist städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Mit Beschluss des Bau- und Umweltausschuss vom 23.10.2025 wurde einer entsprechenden 
Bauvoranfrage zugestimmt und mit Bauvorbescheid des Landratsamtes Passau vom 27.01.2026 eine 
Befreiung vom Bebauungsplan hinsichtlich der Baugrenzenüberschreitung in Aussicht gestellt. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Gemäß Eingabeplan werden für die 3 Wohneinheiten insgesamt 6 Pkw-Stellplätze auf dem Grundstück 
nachgewiesen. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Aulinger Straße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 
Der Anschluss der geplanten Grundstückszufahrten bzw. Stellplätze an die Gemeindestraße ist mit 
dem Technischen Leiter der Gemeinde Tiefenbach abzustimmen. 
 
Sollte eine Versetzung der bestehenden Straßenlaterne erforderlich werden, sind die Kosten durch 
die Bauherrin zu tragen. 
 

Abstimmung:               7 : 1   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



7. Bauleitplanung - Aufstellen des Bebauungsplans Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1051, Gemarkung Tiefenbach, Nähe Bayerwaldstraße – 
Beratung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung und über das Fassen des 
Satzungsbeschlusses. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 
06. Februar 2026 bis einschließlich 09. März 2026. 
 

 

Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeits- und Fachstellenbeteili-

gung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Amt für Ernährung, 

Landwirtschaft und 

Forsten Passau 

Stellungnahme vom 

05.02.2026 

 

das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zum 

o.g. Verfahren wie folgt Stellung: 

Bereich Landwirtschaft: 

Es besteht aus landwirtschaftlicher Sicht Einverständnis mit der geplanten 

Aufstellung des Bebauungsplans „Gottingerberg Erweiterung – Bayerwald-

straße“. 

Bereich Forsten: 

Es besteht aus forstwirtschaftlicher Sicht Einverständnis mit der geplanten 

Aufstellung des Bebauungsplans „Gottingerberg Erweiterung – Bayerwald-

straße“. 

 

 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

 

Bayernwerk  

Stellungnahme vom 

20.02.2026 

 

Verweis auf Stel-

lungnahme vom 

27.06.2025 

 

gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwen-

dungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer 

Anlagen nicht beeinträchtigt werden. In dem von Ihnen überplanten Bereich 

befinden sich von uns betriebene Versorgungseinrichtungen. Kabel Der 

Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und 

links zur Trassenachse. Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdi-

scher Versorgungsleitungen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die 

Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume 

und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 

18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt wer-

den. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns 

geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. Beachten Sie bitte die Hin-

weise im “Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", Aus-

gabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die 

DVGW-Richtlinie GW125. 

Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutz-

streifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung machen wir da-

rauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder Art 

uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere 

für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, 

Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fisch-

gewässer und Aufforstungen. 

Kabelplanungen 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspan-

nungskabel erforderlich. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Geh-

wegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen ohne Baum-

bestand möglich. Im überplanten Bereich befinden sich Anlagenteile der 

Bayernwerk Netz GmbH oder es sollen neue erstellt werden. Für den recht-

zeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 

Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass 

 

Im Rahmen der Erschließungsplanung wird 

ein Termin mit den einzelnen Sparten, somit 

auch mit der Bayernwerk Netz GmbH durch-

geführt werden, bei dem die Erschließung 

des Baugebiets mit Stromversorgung bespro-

chen wird.  



der Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich früh-

zeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH 

schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Er-

schließungsstraßen soweit herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen 

Trasse verlegt werden können. 

Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und 

Höhen:  

• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezo-

nen mit endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Geh-

wegen und den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch 

den Erschließungsträger (Gemeinde) abzustecken.  

• Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes 

Zeitfenster zur Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderun-

gen und Beeinträchtigungen durchgeführt werden können.  

Für Kabelhausanschlüsse dürfen nur marktübliche und zugelassene Einfüh-

rungssysteme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet 

werden. Ein Prüfungsnachweis der Einführung ist nach Aufforderung vorzu-

legen. Wir bitten Sie, den Hinweis an die Bauherren in der Begründung auf-

zunehmen. 

Die Standarderschließung für Hausanschlüsse deckt max. 30 kW ab. Wer-

den aufgrund der Bebaubarkeit oder eines erhöhten elektrischen Bedarfs 

höhere Anschlussleistungen gewünscht, ist eine gesonderte Anmeldung 

des Stromanschlusses bis zur Durchführung der Erschließung erforderlich. 

Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, 

Gas- und Freileitungen“ sind zu beachten. Auskünfte zur Lage der von uns 

betriebenen Versorgungsanlagen können Sie online über unser Planaus-

kunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter: www.bayernwerk-

netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für 

Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren 

Verfahrensschritten zu beteiligen. 

 

 

Wasserwirtschafts-

amt Deggendorf 

Stellungnahme vom 

06.03.2026 

Niederschlagswasserbeseitigung 

Die Sickerfähigkeit des Untergrundes wurde anhand der durchgeführten Si-

ckerversuche bestätigt. 

Für die Versickerung, bzw. Ableitung des Oberflächenwassers in den Stepp-

bach ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. Das Wasserrechts-

verfahren ist in Absprache mit den zuständigen Behörden und dem Wasser-

wirtschaftsamt Deggendorf rechtzeitig vor Abschluss der ersten Baumaß-

nahme einzuleiten. 

Damit eine abschließende Stellungnahme zum Bauleitverfahren abgegeben 

werden kann, ist ein prüfbarer Bauentwurf, mit dem die ordnungsgemäße 

Abwasserentsorgung aufgezeigt und nachgewiesen wird, vorzulegen. 

 

Die Antragsunterlagen für das Wasserrechts-

verfahren werden derzeit erstellt und zeitnah 

eingereicht. Nach Bescheidseingang der ge-

hobenen Erlaubnis zum Wasserrechtsverfah-

ren vom Landratsamt Passau wird der Sat-

zungsbeschluss bekannt gemacht, bzw. wird 

die Genehmigung der Änderung des Flä-

chennutzungsplans beim Landratsamt 

Passau beantragt. 

Deutsche Telekom 

Technik GmbH 

Stellungnahme vom 

03.12.2025 

die Telekom baut das Highspeed-Netz immer weiter aus und treibt damit die 

Breitbandversorgung in Deutschland aktiv voran. Wie Sie wahrscheinlich 

schon aus den Medien erfahren haben, nimmt die Zahl möglicher Ausbau-

vorhaben und Ausbauwünsche allerdings stetig zu. Diesem immensen Be-

darf können wir jedoch nicht immer nachkommen. 

Bei der Entscheidung, ob das Telekommunikationsnetz in einer Gemeinde 

ausgebaut werden soll, berücksichtigen wir unterschiedlichste Kriterien. 

Dazu zählen neben der Markt- und Wettbewerbssituation, Finanz-, Bau- und 

Planungskapazitäten, die Realisierung des Ausbaus über Kooperations-

partner – sowie nicht zuletzt die Wirtschaftlichkeit des konkreten Ausbaus. 

Wir bedauern Ihnen heute mitzuteilen, dass wir das Neubaugebiet B-

Plan WA Gottingerberg, NBG1017216 (Telekom-interne Vorgangsnum-

mer) mit den uns zur Verfügung stehenden Mitteln nicht ausbauen kön-

nen. An den weiteren Planungsgesprächen zu diesem Projekt werden wir 

uns daher nicht mehr beteiligen. Wir bedauern diese Entwicklung und hoffen 

auf Ihr Verständnis. 

Hinweis: es besteht die Möglichkeit für Kommunen eine Förderung aus 

dem Bundesförderprogramm für Breitband zu beantragen. Für weitere 

 

Die Mitteilung, dass seitens der Deutschen 

Telekom GmbH keine Stromversorgung für 

das Baugebiet zur Verfügung gestellt werden 

kann wird zur Kenntnis genommen. 

http://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html
http://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html


Informationen rufen Sie bitte die Website des Bundesministeriums für digi-

tale Infrastruktur und Verkauf www.bmvi.de/breitbandfoerderung auf. 

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an folgende Mailadresse(n) da-

niel.dettenkofer@telekom.de 

Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 

03.02.2026 

 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes und die Änderung des Flä-

chennutzungsplanes bestehen aus unserer Sicht keine Einwände.  

Die Wasserversorgung sowie die Versorgung mit Telekommunikations-

diensten sind möglich. Eine Gasversorgung ist nicht möglich.  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

Regionaler Pla-

nungsverband Do-

nau-Wald 

Stellungnahme vom 

10.03.2026 

 

Keine Einwendungen 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Regierung von Nie-

derbayern  

Stellungnahme vom 

04.03.2026 

 

die Gemeinde Tiefenbach beabsichtigt, den Flächennutzungsplan zu än-

dern (DB 19) und den Bebauungsplan „Gottingerberg Erweiterung - Bayer-

waldstraße“ aufzustellen. Damit sollen die bauplanungsrechtlichen Voraus-

setzungen für die weitere wohnbauliche Entwicklung am Hauptort der Ge-

meinde geschaffen werden. Hierzu wurde von der höheren Landespla-

nungsbehörde bereits mit Schreiben vom 04.07.2025 Stellung genommen 

und einige Aspekte in die Planung eingebracht. 

Die Gemeinde hat sich im Rahmen der Abwägung auch mit unserer Stel-

lungnahme beschäftigt. Aus den Beschlussbuchauszügen geht nachvoll-

ziehbar hervor, dass die in der Stellungnahme aufgeführten Innenentwick-

lungsflächen nicht zur Verfügung stehen. Dies wird zur Kenntnis genom-

men. Aufgrund der Darlegungen können die geäußerten Bedenken zurück-

gestellt werden. Ein Widerspruch zu Zielen der Raumordnung wird nicht gel-

tend gemacht. 

 
 
Keine Abwägung erforderlich. 

Landratsamt 

Passau – Bauwe-

sen rechtlich 

Stellungnahme vom 

09.03.2026 

 

Die Kreisbaumeisterin und der Naturschutzreferent haben der Planung 

formlos zugestimmt. 

Wenn das Grundstück in der Mitte nicht überplant werden soll, wie stuft die 

Gemeinde das Grundstück dann nach Rechtskraft des Bebauungsplans 

nach BauGB ein? 

 
 
 
 
Die Gemeinde stuft das Grundstück als im 
Außenbereich ein, welches aber z. B. im 
Rahmen des Bauturbos für das Schaffen von 
Wohnraum bebaut werden kann. 

Kreisbrandinspek-

tion Landkreis 

Passau 

Stellungnahme vom 

02.03.2026 

 

Die Stellungnahme vom 30.06.2025 behält weiterhin ihre Gültigkeit. 

Stellungnahme vom 30.06.2025: 

Brandschutz / Löschwasserversorung (Punkt 6.) Das Löschwasser sollte 

möglichst aus Oberflurhydranten mit 2 B-Abgängen entnommen werden 

können, dabei sollte der Hydrantenabstand max.150m betragen. 

Für den im Bebauungsplan dargestellten Löschwasserbehälter ist bei der 

Ausführung die DIN 14230 zu anzuwenden. Der geplante Löschwasserbe-

hälter ist mit einem Löschwassersauganschluss nach DIN 14244 mit A- 

Festkupplung und Deckkapsel auszustatten und gem. DIN 4066 – B2 zu 

beschildern. 

 
Unsere Abwägung hierzu: 
 
In Rahmen der Erschließung des Baugebiets 
mit Wasserversorgungsanlagen durch die 
Stadtwerke Passau GmbH wird die 
Gemeinde Tiefenbach darauf hinwirken, dass 
im Baugebiet Oberflurhydranten mit einem 
Abstand von max. 150m errichtet werden.  
Vorsorglich plant die Gemeinde Tiefenbach 
aber auch einen Löschwasserbehälter im 
Baugebiet. 
Die Angaben werden bei der Herstellung der 
Löschwasserbehälters von der Gemeinde 
beachtet. 
 

Landratsamt 

Passau – Sachge-

biet 53 Wasser-

recht 

Stellungnahme vom 

09.02.2026 

 

Lt. Ziff.3.4 der Begründung erfolgt die Niederschlagsentwässerung durch 

Versickerung. 

Inwieweit diese Versickerungen wasserrechtlich von Belang (sprich erlaub-

nispflichtig) sind, bemißt sich nach § 46 WHG i. V. m. Art. 29 BayWG so-

wie den hierzu erlassenen Verordnungen (Niederschlagswasserfreistel-

lungverordnung) und Technischen Regeln (TRENGW) und muß für jede 

einzelne Versickerung getrennt betrachtet werden. 

Generell erlaubnispflichtig sind Versickerungen, die in einem Wasser-

schutzgebiet liegen. 

 
Die Antragsunterlagen für das Wasser-
rechtsverfahren werden derzeit erstellt und 
zeitnah eingereicht. Nach Bescheidseingang 
der gehobenen Erlaubnis zum 
Wasserrechtsverfahren vom Landratsamt 
Passau wird der Satzungs-beschluss 
bekannt gemacht, bzw. wird die 
Genehmigung der Änderung des 
Flächennutzungsplans beim Landratsamt 
Passau beantragt 

www.bmvi.de/breitbandfoerderung
mailto:daniel.dettenkofer@telekom.de?subject=R%C3%BCckfrage%20zum%20Neubaugebiet%20NBG1017216
mailto:daniel.dettenkofer@telekom.de?subject=R%C3%BCckfrage%20zum%20Neubaugebiet%20NBG1017216


Sollte eine Niederschlagswasserversickerung erlaubnispflichtig sein, ist die 

Niederschlagswasserbeseitigung erst nach Durchführung des evtl. Was-

serrechtsverfahrens gesichert. 

Es wird deshalb angeraten, die Erteilung einer evtl. notwendigen wasser-

rechtlichen Erlaubnis rechtzeitig beim Bauantrag mit zu beantragen. Bitte 

kalkulieren Sie den Zeitaufwand sowohl der Planung als auch des 

Wasserrechtsverfahrens ein. 

Es wird deshalb angeraten, die Erteilung einer evtl. notwendigen wasser-

rechtlichen Erlaubnis rechtzeitig vor Inkraftsetzen des Bebauungsplans zu 

beantragen. Bitte kalkulieren Sie den Zeitaufwand sowohl der Planung als 

auch des Wasserrechtsverfahrens ein. 

Landratsamt 

Passau – Sachge-

biet 53 Wasser-

recht 

Stellungnahme vom 

05.02.2026 

 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. 

Im Falle von Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung einer 

durchwurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu beach-

ten. 

Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen.  

 
Die Hinweise wurden bereits im 
Bebauungsplan mit aufgenommen. 

Landratsamt 

Passau – Umwelt-

schutz 

Stellungnahme vom 

02.03.2026 

 

Sachkomplex Immissionsschutz insb. Lärmschutz und Luftreinhaltung 

Von Seiten des technischen Umweltschutzes bestehen Bedenken gegen 

die Planung in der vorliegenden Form. Das beiliegende Lärmschutzgutach-

ten für den parallel geplanten Bebauungsplan prognostiziert Überschreitun-

gen sowohl der Immissionsrichtwerte der DIN18005 als auch der Grenz-

werte der 16. BImSchV.  

Die Möglichkeiten der aktiven Schallschutzmaßnahmen sind voll auszu-

schöpfen, bevor auf passive Maßnahmen zurückgegriffen wird. Konkrete 

Gründe warum Schallschutzwände oder ein Wall nicht umsetzbar sind wer-

den nicht genannt.  

An Fassaden mit Überschreitungen der Grenzwerte der 16. BImSchV sind 

Fenster die sich öffnen lassen und zu schützenswerten Räumen führen 

nicht zulässig. Die bisherigen Festsetzungen stellen keinen ausreichenden 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lärm dar. 

 
Zu aktiven Schallschutzmaßnahmen: 
 
- ein Lärmschutzwall ist aufgrund der 
Entwässerung zum Versickerungsbereich im 
Süden nicht umzusetzen. Ein Wall würde die 
Errichtung der Versickerungsfläche nicht 
mehr ermöglichen. 
 
-  Im Rahmen der Planung wurde auch die 
Errichtung einer Lärmschutzwand entlang der 
Gemeindeverbindungsstraße als aktive 
Schallschutzmaßnahme geprüft. Eine solche 
Maßnahme würde jedoch erhebliche 
städtebauliche und gestalterische 
Auswirkungen verursachen.  
Aufgrund der Hanglage des Baugebiets 
oberhalb der Straße wäre eine wirksame 
Abschirmung der geplanten Wohngebäude 
nur bei einer unmittelbaren Lage der Wand 
an der Straße sowie einer erheblichen 
Bauhöhe möglich.  
Die Errichtung einer solchen Wand stünde in 
keinem angemessenen Verhältnis zur 
tatsächlichen Lärmbelastung und deren 
räumlicher Ausdehnung.  
Das Plangebiet liegt am Ortsrand und weist 
einen offenen Übergang zur umgebenden 
Landschaft auf. Die geplante Wohnbebauung 
orientiert sich an der vorhandenen 
Siedlungsstruktur mit einer offenen 
Bebauung und Blickbeziehungen in die 
umgebende Landschaft. 
Die Errichtung einer Lärmschutzwand würde 
in diesem Bereich zu einer massiven 
baulichen Barrierewirkung führen. 
Ein solches Bauwerk würde 
 
- das Orts- und Landschaftsbild erheblich 
beeinträchtigen, 
 
- die räumliche Beziehung zwischen Straße, 
Siedlungsbereich und Landschaft 
unterbrechen, 
 
- sowie eine technisch geprägte 
Infrastrukturwirkung in einem bislang 
landschaftlich geprägten Ortsrandbereich 
erzeugen. 
 
Die Gemeinde misst dem Erhalt eines 
verträglichen Orts- und Landschaftsbildes im 
Sinne einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung ein erhebliches Gewicht bei. 
Diese Belange sind im Rahmen der 



Bauleitplanung nach § 1 Abs. 6 BauGB zu 
berücksichtigen. 
 
Vor diesem Hintergrund kommt die 
Gemeinde zu dem Ergebnis, dass eine 
Lärmschutzwand zwar grundsätzlich eine 
mögliche aktive Schallschutzmaßnahme 
darstellt, ihre Errichtung jedoch aufgrund der 
erheblichen städtebaulichen und 
gestalterischen Beeinträchtigungen nicht als 
angemessene Lösung bewertet wird. 
 
Die Gemeinde misst daher den Belangen des 
Orts- und Landschaftsbildes sowie einer 
angemessenen städtebaulichen Gestaltung 
des Ortsrandes im vorliegenden Fall ein 
höheres Gewicht bei als der Errichtung einer 
technisch geprägten Lärmschutzanlage. 
 
Der Lärmschutz wird stattdessen durch 
passive Schallschutzmaßnahmen an den 
Gebäuden sichergestellt. 
 
Zudem planen wir losgelöst vom 
Bauleitplanverfahren eine Reduzierung der 
maximal zulässigen Geschwindigkeit in dem 
Straßenbereich. 
 
Zudem wird in der schalltechnischen 
Untersuchung der Fa. Accon GmbH wie folgt 
auf den aktiven Schallschutz eingegangen: 
 
S. 18 8.1.3. Eine Lärmschutzwand entlang 
der Bayerwaldstraße dürfte aufgrund der 
optischen Wirkung aus städtebaulichen 
Gründen ausscheiden. 
 
S. 22 9.4 3. Absatz: Durch die 
Gebäudeanordnung ergeben sich 
hinreichend geschützte Außenwohnbereiche, 
in denen die Orientierungswerte für den 
Tageszeitraum eingehalten werden. In 
geringem Abstand zur Bayerwaldstraße sind 
jedoch Geräuscheinwirkungen zu erwarten, 
die die Schwelle zu unzumutbaren Störungen 
der Kommunikation und der Erholung 
überschreiten. Um die Gestaltung der 
Gebäude nicht übermäßig einzuschränken, 
werden Außenwohnbereiche nicht 
eingeschränkt, da sichergestellt ist, dass sich 
durch die Bebauung auf allen Parzellen 
ruhige Außenwohnbereichsflächen ergeben. 
 
Zu nicht zulässigen öffenbaren Fenstern 
 
Lediglich im Anwendungsbereich der TA 
Lärm besteht keine Möglichkeit, den 
Einwirkungen (allein) durch baulichen 
Schallschutz zu begegnen mit der Folge, 
dass nicht öffenbare Fenster erforderlich 
werden. Bei anderen Lärmeinwirkungen 
besteht diese Einschränkung nicht, es muss 
lediglich die Möglichkeit bestehen, sich vor 
dem Lärm zu schützen, es muss aber nicht 
unmöglich gemacht werden, sich dem Lärm 
auszusetzen. 
 
Die Berechnungen haben gezeigt, dass die 
Orientierungswerte der DIN 18005 durch die 
Verkehrslärmbelastung im Plangebiet nicht 
eingehalten werden. Gemäß DIN 18005-1 
kann die Abwägung den Belang des 
Schallschutzes bei Überwiegen anderer 
Belange zurückstellen.  
Sofern von den Orientierungswerten 
abgewichen werden soll, weil andere 
Belange überwiegen, sollte möglichst ein 
Ausgleich vorgesehen werden. Dieser 
Ausgleich kann durch geeignete 
Gebäudeanordnung, Grundrissgestaltung 
und bauliche Schallschutzmaßnahmen, 



insbesondere für Schlafräume, erreicht 
werden. Da die Einwirkungen nicht die 
Schwelle zur Gesundheitsgefährdung 
erreichen und die Grenzwerte der 16. 
BImSchV für Mischgebiete, die ebenfalls für 
das Wohnen geeignet sind, nur in einem 
kleinen Bereich der Parzelle 1 des 
Plangebiets überschritten werden, sind die 
Einwirkungen einer gemeindlichen 
Abwägung zugänglich.  
 
Eine Lärmschutzwand oder ein Wall scheidet 
sowohl aus technischen als auch, nach 
Ansicht der Gemeinde, städtebaulichen 
Gründen aus. Daher wird festgesetzt, dass 
zum Schlafen nutzbare Räume in den 
betroffenen Bereichen mit schallgedämmten 
Lüftungseinrichtungen auszustatten sind, 
wenn keine Belüftungsmöglichkeiten über 
ausreichend gering lärmbelastete Fassaden 
vorhanden sind.  
 
Eine Verpflichtung zur Festsetzung von nicht 
öffenbaren Fenstern zum Schutz vor 
Verkehrslärm besteht gemäß den aktuellen 
Regelungen zum Lärmschutz nicht. Die 
Gemeinde wird sich für eine Reduzierung der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit und, im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten, für 
eine Versetzung des Ortsschildes einsetzten.  
 
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung kann 
jedoch nicht durch das Planverfahren 
ausgelöst oder festgeschrieben werden. Um 
bei einer eventuellen Reduzierung der 
Verkehrslärmbelastung von nicht mehr 
erforderlichen Festsetzungen freigestellt zu 
werden, wird den Bauherren die Möglichkeit 
eingeräumt, die erforderlichen Maßnahmen 
auf Grundlage der aktuellen Situation zum 
Zeitpunkt der Bauantragsstellung zu 
ermitteln. Die Auflagen stellen die gesunden 
Lebensverhältnisse im Plangebiet sicher. 

 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung, macht sich diese zu eigen 
und fasst den Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan Gottingerberg Erweiterung - 
Bayerwaldstraße 

Abstimmung:                 7 : 0 
(ohne GR Kirchberger)     

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



8. Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 19 für den Bereich des 
Bebauungsplans Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße – Vorberatung über die 
eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung und über das Fassen des 
Feststellungsbeschlusses. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte vom 
06. Februar 2026 bis einschließlich 09. März 2026. 
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der Öffentlichkeits- und Fachstellen-

beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Amt für Ernährung, 

Landwirtschaft und 

Forsten Passau 

Stellungnahme vom 

05.02.2026 

 

Bereich Landwirtschaft: 

Es besteht aus landwirtschaftlicher Sicht Einverständnis mit der geplanten 

Änderung des Flächennutzungsplans durch DB Nr. 19. 

Bereich Forsten: 

Es besteht aus forstwirtschaftlicher Sicht Einverständnis mit der geplanten 

Änderung des Flächennutzungsplans durch DB Nr. 19. 

 

 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

 

Bayernwerk  

Stellungnahme vom 

20.02.2026 

 

Verweis auf Stel-

lungnahme v. 

27.06.2025 

gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Ein-

wendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb 

unserer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. In dem von Ihnen überplan-

ten Bereich befinden sich von uns betriebene Versorgungseinrichtungen. 

Kabel Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 

m rechts und links zur Trassenachse. Wir weisen darauf hin, dass die 

Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von Bepflanzung freizuhal-

ten sind, da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit einge-

schränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Grün-

den des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur 

Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so 

sind im Einvernehmen mit uns geeignete Schutzmaßnahmen durchzufüh-

ren. 

Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Bäume, unterirdische 

Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-ver-

lag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125. Hinsichtlich 

der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen be-

stehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung machen wir darauf auf-

merksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder Art uns 

rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere für 

Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kie-

sabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade- und Fischge-

wässer und Aufforstungen. 

 

Kabelplanungen 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspan-

nungskabel erforderlich. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Geh-

wegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen ohne 

Baumbestand möglich. Im überplanten Bereich befinden sich Anlagenteile 

der Bayernwerk Netz GmbH oder es sollen neue erstellt werden. Für den 

rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit 

dem Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, 

dass der Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbe-

reich frühzeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk 

Netz GmbH schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Geh-

wege und Erschließungsstraßen soweit herzustellen, dass Erdkabel in der 

endgültigen Trasse verlegt werden können. Ausführung von Leitungsbau-

arbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen:  

• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlege-

zonen mit endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. 

 

Im Rahmen der Erschließungsplanung wird ein 

Termin mit den einzelnen Sparten, somit auch mit 

der Bayernwerk Netz GmbH durchgeführt wer-

den, bei dem die Erschließung des Baugebiets 

mit Stromversorgung besprochen wird. 



Gehwegen und den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf 

durch den Erschließungsträger (Gemeinde) abzustecken. 

 • Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes 

Zeitfenster zur Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinde-

rungen und Beeinträchtigungen durchgeführt werden können.  

Für Kabelhausanschlüsse dürfen nur marktübliche und zugelassene Ein-

führungssysteme, welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, ver-

wendet werden. Ein Prüfungsnachweis der Einführung ist nach Aufforde-

rung vorzulegen. Wir bitten Sie, den Hinweis an die Bauherren in der Be-

gründung aufzunehmen. Die Standarderschließung für Hausanschlüsse 

deckt max. 30 kW ab. Werden aufgrund der Bebaubarkeit oder eines er-

höhten elektrischen Bedarfs höhere Anschlussleistungen gewünscht, ist 

eine gesonderte Anmeldung des Stromanschlusses bis zur Durchführung 

der Erschließung erforderlich. Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für 

Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ sind zu beach-

ten. Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen 

können Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal 

erreichen Sie unter: www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kun-

denservice/planauskunftsportal.html 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für 

Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren 

Verfahrensschritten zu beteiligen. 

Wasserwirtschafts-

amt Deggendorf 

Stellungnahme vom 

06.03.2026 

Niederschlagswasserbeseitigung  

Die Sickerfähigkeit des Untergrundes wurde anhand der durchgeführten 

Sickerversuche bestätigt. 

Für die Versickerung, bzw. Ableitung des Oberflächenwassers in den 

Steppbach ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. Das Wasser-

rechtsverfahren ist in Absprache mit den zuständigen Behörden und dem 

Wasserwirtschaftsamt Deggendorf rechtzeitig vor Abschluss der ersten 

Baumaßnahme einzuleiten. 

Damit eine abschließende Stellungnahme zum Bauleitverfahren abgege-

ben werden kann, ist ein prüfbarer Bauentwurf, mit dem die ordnungsge-

mäße Abwasserentsorgung aufgezeigt und nachgewiesen wird, vorzule-

gen. 

 

Die Antragsunterlagen für das Wasserrechtsver-

fahren werden derzeit erstellt und zeitnah einge-

reicht. Nach Bescheidseingang der gehobenen 

Erlaubnis zum Wasserrechtsverfahren vom Land-

ratsamt Passau wird der Satzungsbeschluss be-

kannt gemacht, bzw. wird die Genehmigung der 

Änderung des Flächennutzungsplans beim Land-

ratsamt Passau beantragt. 

Deutsche Telekom 

Technik GmbH 

Stellungnahme vom 

03.12.2025 

die Telekom baut das Highspeed-Netz immer weiter aus und treibt damit 

die Breitbandversorgung in Deutschland aktiv voran. Wie Sie wahrschein-

lich schon aus den Medien erfahren haben, nimmt die Zahl möglicher Aus-

bauvorhaben und Ausbauwünsche allerdings stetig zu. Diesem immensen 

Bedarf können wir jedoch nicht immer nachkommen. 

Bei der Entscheidung, ob das Telekommunikationsnetz in einer Gemeinde 

ausgebaut werden soll, berücksichtigen wir unterschiedlichste Kriterien. 

Dazu zählen neben der Markt- und Wettbewerbssituation, Finanz-, Bau- 

und Planungskapazitäten, die Realisierung des Ausbaus über Kooperati-

onspartner – sowie nicht zuletzt die Wirtschaftlichkeit des konkreten Aus-

baus. 

Wir bedauern Ihnen heute mitzuteilen, dass wir das Neubaugebiet B-

Plan WA Gottingerberg, NBG1017216 (Telekom-interne Vorgangsnum-

mer) mit den uns zur Verfügung stehenden Mitteln nicht ausbauen 

können. An den weiteren Planungsgesprächen zu diesem Projekt werden 

wir uns daher nicht mehr beteiligen. Wir bedauern diese Entwicklung und 

hoffen auf Ihr Verständnis. 

Hinweis: es besteht die Möglichkeit für Kommunen eine Förderung aus 

dem Bundesförderprogramm für Breitband zu beantragen. Für weitere 

Informationen rufen Sie bitte die Website des Bundesministeriums für di-

gitale Infrastruktur und Verkauf www.bmvi.de/breitbandfoerderung auf. 

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an folgende Mailadresse(n) da-

niel.dettenkofer@telekom.de 

 

Die Mitteilung, dass seitens der Deutschen Tele-

kom GmbH keine Stromversorgung für das Bau-

gebiet zur Verfügung gestellt werden kann wird 

zur Kenntnis genommen. 

Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 

03.02.2026 

 

Gegen die Aufstellung des Baubauungsplanes und die Änderung des Flä-

chennutzungsplanes bestehen aus unserer Sicht keine Einwände.  

Die Wasserversorgung sowie die Versorgung mit Telekommunikations-

diensten sind möglich. Eine Gasversorgung ist nicht möglich.  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

www.bmvi.de/breitbandfoerderung
mailto:daniel.dettenkofer@telekom.de?subject=R%C3%BCckfrage%20zum%20Neubaugebiet%20NBG1017216
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Landratsamt 

Passau – Umwelt-

schutz 

Stellungnahme vom 

02.03.2026 

Sachkomplex Immissionsschutz insb. Lärmschutz und Luftreinhaltung 

Von Seiten des technischen Umweltschutzes bestehen Bedenken gegen 

die Planung in der vorliegenden Form. Das beiliegende Lärmschutzgut-

achten für den parallel geplanten Bebauungsplan prognostiziert Über-

schreitungen sowohl der Immissionsrichtwerte der DIN18005 als auch der 

Grenzwerte der 16. BImSchV.  

Die Möglichkeiten der aktiven Schallschutzmaß- 

nahmen sind voll auszuschöpfen, bevor auf passive Maßnahmen zurück-

gegriffen wird. Konkrete Gründe warum Schallschutzwände oder ein Wall 

nicht umsetzbar sind werden nicht genannt.  

An Fassaden mit Überschreitungen der Grenzwerte der 16. BImSchV sind 

Fenster die sich öffnen lassen und zu schützenswerten Räumen führen 

nicht zulässig. Die bisherigen Festsetzungen stellen keinen ausreichen-

den Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lärm dar. 

 

 
Zu aktiven Schallschutzmaßnahmen: 
 
- ein Lärmschutzwall ist aufgrund der 
Entwässerung zum Versickerungsbereich im 
Süden nicht umzusetzen. Ein Wall würde die 
Errichtung der Versickerungsfläche nicht mehr 
ermöglichen. 
 
-  Im Rahmen der Planung wurde auch die 
Errichtung einer Lärmschutzwand entlang der 
Gemeindeverbindungsstraße als aktive 
Schallschutzmaßnahme geprüft. Eine solche 
Maßnahme würde jedoch erhebliche 
städtebauliche und gestalterische Auswirkungen 
verursachen.  
Aufgrund der Hanglage des Baugebiets oberhalb 
der Straße wäre eine wirksame Abschirmung der 
geplanten Wohngebäude nur bei einer 
unmittelbaren Lage der Wand an der Straße 
sowie einer erheblichen Bauhöhe möglich.  
Die Errichtung einer solchen Wand stünde in 
keinem angemessenen Verhältnis zur 
tatsächlichen Lärmbelastung und deren 
räumlicher Ausdehnung.  
Das Plangebiet liegt am Ortsrand und weist einen 
offenen Übergang zur umgebenden Landschaft 
auf. Die geplante Wohnbebauung orientiert sich 
an der vorhandenen Siedlungsstruktur mit einer 
offenen Bebauung und Blickbeziehungen in die 
umgebende Landschaft. 
Die Errichtung einer Lärmschutzwand würde in 
diesem Bereich zu einer massiven baulichen 
Barrierewirkung führen. 
Ein solches Bauwerk würde 
 
- das Orts- und Landschaftsbild erheblich 
beeinträchtigen, 
 
- die räumliche Beziehung zwischen Straße, 
Siedlungsbereich und Landschaft unterbrechen, 
 
- sowie eine technisch geprägte 
Infrastrukturwirkung in einem bislang 
landschaftlich geprägten Ortsrandbereich 
erzeugen. 
 
Die Gemeinde misst dem Erhalt eines 
verträglichen Orts- und Landschaftsbildes im 
Sinne einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung ein erhebliches Gewicht bei. Diese 
Belange sind im Rahmen der Bauleitplanung 
nach § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichtigen. 
 
Vor diesem Hintergrund kommt die Gemeinde zu 
dem Ergebnis, dass eine Lärmschutzwand zwar 
grundsätzlich eine mögliche aktive 
Schallschutzmaßnahme darstellt, ihre Errichtung 
jedoch aufgrund der erheblichen städtebaulichen 
und gestalterischen Beeinträchtigungen nicht als 
angemessene Lösung bewertet wird. 
 
Die Gemeinde misst daher den Belangen des 
Orts- und Landschaftsbildes sowie einer 
angemessenen städtebaulichen Gestaltung des 
Ortsrandes im vorliegenden Fall ein höheres 
Gewicht bei als der Errichtung einer technisch 
geprägten Lärmschutzanlage. 
 
Der Lärmschutz wird stattdessen durch passive 
Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden 
sichergestellt. 
 
Zudem planen wir losgelöst vom 
Bauleitplanverfahren eine Reduzierung der 
maximal zulässigen Geschwindigkeit in dem 
Straßenbereich. 
 
Zudem wird in der schalltechnischen 
Untersuchung der Fa. Accon GmbH wie folgt auf 
den aktiven Schallschutz eingegangen: 



 
S. 18 8.1.3. Eine Lärmschutzwand entlang der 
Bayerwaldstraße dürfte aufgrund der optischen 
Wirkung aus städtebaulichen Gründen 
ausscheiden. 
 
S. 22 9.4 3. Absatz: Durch die 
Gebäudeanordnung ergeben sich hinreichend 
geschützte Außenwohnbereiche, in denen die 
Orientierungswerte für den Tageszeitraum 
eingehalten werden. In geringem Abstand zur 
Bayerwaldstraße sind jedoch 
Geräuscheinwirkungen zu erwarten, die die 
Schwelle zu unzumutbaren Störungen der 
Kommunikation und der Erholung überschreiten. 
Um die Gestaltung der Gebäude nicht übermäßig 
einzuschränken, werden Außenwohnbereiche 
nicht eingeschränkt, da sichergestellt ist, dass 
sich durch die Bebauung auf allen Parzellen 
ruhige Außenwohnbereichsflächen ergeben. 
 
Zu nicht zulässigen öffenbaren Fenstern 
 
Lediglich im Anwendungsbereich der TA Lärm 
besteht keine Möglichkeit, den Einwirkungen 
(allein) durch baulichen Schallschutz zu 
begegnen mit der Folge, dass nicht öffenbare 
Fenster erforderlich werden. Bei anderen 
Lärmeinwirkungen besteht diese Einschränkung 
nicht, es muss lediglich die Möglichkeit bestehen, 
sich vor dem Lärm zu schützen, es muss aber 
nicht unmöglich gemacht werden, sich dem Lärm 
auszusetzen. 
 
Die Berechnungen haben gezeigt, dass die 
Orientierungswerte der DIN 18005 durch die 
Verkehrslärmbelastung im Plangebiet nicht 
eingehalten werden. Gemäß DIN 18005-1 kann 
die Abwägung den Belang des Schallschutzes 
bei Überwiegen anderer Belange zurückstellen.  
Sofern von den Orientierungswerten abgewichen 
werden soll, weil andere Belange überwiegen, 
sollte möglichst ein Ausgleich vorgesehen 
werden. Dieser Ausgleich kann durch geeignete 
Gebäudeanordnung, Grundrissgestaltung und 
bauliche Schallschutzmaßnahmen, insbesondere 
für Schlafräume, erreicht werden. Da die 
Einwirkungen nicht die Schwelle zur 
Gesundheitsgefährdung erreichen und die 
Grenzwerte der 16. BImSchV für Mischgebiete, 
die ebenfalls für das Wohnen geeignet sind, nur 
in einem kleinen Bereich der Parzelle 1 des 
Plangebiets überschritten werden, sind die 
Einwirkungen einer gemeindlichen Abwägung 
zugänglich.  
 
Eine Lärmschutzwand oder ein Wall scheidet 
sowohl aus technischen als auch, nach Ansicht 
der Gemeinde, städtebaulichen Gründen aus. 
Daher wird festgesetzt, dass zum Schlafen 
nutzbare Räume in den betroffenen Bereichen 
mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 
auszustatten sind, wenn keine 
Belüftungsmöglichkeiten über ausreichend 
gering lärmbelastete Fassaden vorhanden sind.  
 
Eine Verpflichtung zur Festsetzung von nicht 
öffenbaren Fenstern zum Schutz vor 
Verkehrslärm besteht gemäß den aktuellen 
Regelungen zum Lärmschutz nicht. Die 
Gemeinde wird sich für eine Reduzierung der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit und, im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten, für eine 
Versetzung des Ortsschildes einsetzten.  
 
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung kann jedoch 
nicht durch das Planverfahren ausgelöst oder 
festgeschrieben werden. Um bei einer 
eventuellen Reduzierung der 
Verkehrslärmbelastung von nicht mehr 
erforderlichen Festsetzungen freigestellt zu 



werden, wird den Bauherren die Möglichkeit 
eingeräumt, die erforderlichen Maßnahmen auf 
Grundlage der aktuellen Situation zum Zeitpunkt 
der Bauantragsstellung zu ermitteln. Die Auflagen 
stellen die gesunden Lebensverhältnisse im 
Plangebiet sicher. 
 
 

Landratsamt 

Passau – Bauwe-

sen rechtlich 

Stellungnahme vom 

09.03.2026 

zu dem vorgelegten Flächennutzungsplandeckblattentwurf in der Fas-

sung vom 19.01.2026 nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie 

folgt Stellung: 

1. Die Stellungnahme/n unserer Fachstelle/n, die sich zu der vorgenann-

ten Planung geäußert hat/haben, liegt/en bei. 

2. Der Naturschutzreferent und die Kreisbaumeisterin haben der Pla-

nung formlos zugestimmt. 

3. Die Kreisbaumeisterin hat der Planung formlos zugestimmt. 

4. Rechtliche Beurteilung 

a. Eine Genehmigung kann nur in Aussicht gestellt werden, wenn die 

Regierung von Niederbayern zum neuen Entwurf eine vorbehaltslos po-

sitive Stellungnahme abgibt 

b. Die zugesagte Berücksichtigung unserer Ziff. 4b werden wir im Ver-

fahren zum neuen Flächennutzungsplan genau prüfen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu a) Die Stellungnahme der Regierung von 
Niederbayern vom 04.03.2026 sieht keine 
Bedenken gegen den Bebauungsplan. 
 
Zu b) Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen und im Aufstellungsverfahren des 
Flächennutzungsplans berücksichtigt. 
 

Regierung von Nie-

derbayern  

Stellungnahme vom 

04.03.2026 

die Gemeinde Tiefenbach beabsichtigt, den Flächennutzungsplan zu än-

dern (DB 19) und den Bebauungsplan „Gottingerberg Erweiterung - 

Bayerwaldstraße“ aufzustellen. Damit sollen die bauplanungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die weitere wohnbauliche Entwicklung am Hauptort 

der Gemeinde geschaffen werden. Hierzu wurde von der höheren Lan-

desplanungsbehörde bereits mit Schreiben vom 04.07.2025 Stellung ge-

nommen und einige Aspekte in die Planung eingebracht. 

Die Gemeinde hat sich im Rahmen der Abwägung auch mit unserer Stel-

lungnahme beschäftigt. Aus den Beschlussbuchauszügen geht nachvoll-

ziehbar hervor, dass die in der Stellungnahme aufgeführten Innenentwick-

lungsflächen nicht zur Verfügung stehen. Dies wird zur Kenntnis genom-

men. Aufgrund der Darlegungen können die geäußerten Bedenken zu-

rückgestellt werden. Ein Widerspruch zu Zielen der Raumordnung wird 

nicht geltend gemacht. 

Aufgrund der Bewertung der Gemeinde, dass die im Flächennutzungsplan 

dargestellten Wohnbauflächen wegen fehlender Verkaufsbereitschaft 

nicht zur Verfügung stünden, sollte deren Rücknahme aus dem F-Plan 

intensiv geprüft werden. Es entspricht nicht den Grunds- ätzen einer nach-

haltigen Bodenpolitik, Flächen, die absehbar nicht zu zur Verfügung ste-

hen, als Wohnbauflächen darzustellen. Dies gilt umso mehr, weil die Flä-

chen in Tiefenbach offenbar schon seit gut 20 Jahren nicht verfügbar ge-

macht werden konnten. Auch in anderen Ortsteilen sind noch vielfältige 

Reserven im F-Plan vorhanden, die wohl aus ähnlichen Gründen nicht in 

Umsetzung kommen. Vor diesem Hintergrund wäre eine Überarbeitung 

des Flächennutzungsplanes angezeigt. 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

Regionaler Pla-

nungsverband Do-

nau-Wald 

Stellungnahme vom 

10.03.2026 

 

Keine Einwendungen. 

 
Keine Abwägung erforderlich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und empfiehlt dem 
Gemeinderat den Feststellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt 
Nr. 19 zu fassen. 

Abstimmung:                 8 : 0     
 

 
Tiefenbach, den 12.03.2026 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
im Original gez.        im Original gez.  
           
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


